
667 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XlV. GP 

Bericht 
des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (628 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Opfer­
fürsorgegesetz geändert wird (25. Opferfür-

sorgegesetznovelle) 
I . 

Durch die g.egenständliche Regierungsvorlage 
soll in erster Linie, einigen von den Organisa~ 
tionen der Opfer der politischen Verfolgung seit 
langem vorgebrachten Wünschen teilwei~e Rech­
nung getragen werden. So sollen insbesondere 
H~ntel'1bliebene nach Opfern, die eine 
Opferrente . entsprechend einer Minde­
rungder Erwerlbsfähigkeit von 60 v. H. 
(bisher 70 v. H.) bezogen haben, Anspruch auf 
Hinterbliebenenrente und Unterhaltsrente haben, 
ohne daß der Anspruch auf Zuerkennung einer 
Amtsbescheinigung gegeben ist. Ferner soll das 
Sterbegeld auch bei Ableben von Inhabern eines 
Opferausweises geleistet werden, sofern das Ein­
kommen des Opfers den geltenden Richtsatz der 
Unterhalts rente nicht übersteigt. Weiters soll der 
Kreis jener Personen denen Unterstützungen aus 
den Mitteln des Ausgleichstaxfonds-OF gevv:ährt 
werden können, um die hinterbliebene Lebensge­
fährtin nach Inhabern einer Amtsbescheinigung 
oder e~nes Opferausweises eI1Wleli~er,t werden. 

Wegen der in der Regierungsvorlage 630 der 
Beilagen vorgesehenen Novelle zum KOVG sollen 
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emlge Bestimmungen des Opferfürsorgegesetzes, 
in denen auf Leistungen nach dem KOVG Bezug 
genommen wird, entsprechend abgeändert wer­
den. Schließlich sollen Anpassungen an die im 
Hinblick auf die durch das Bundesgesetz vom 
1. Juli 1975 über die Neuordnung der persön­
lichen Rechtswirkungen der Ehe, BGBl. Nr. 412, 
geänderte Rechtslage erfolgen. 

Nach den Erläuterungen der Regierungsvorlage 
wird die gegenständliche Regierungsvorlage für 
das Jahr 1978 einen budget ären Mehraufwand 
von etw:a 4,5 Mill. S erfordern. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung am 25. Oktober 1977 in Anwesenheit 
von Bundesminister' für soziale Verwaltung 
Dr. W eiß e n be r g in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die Annahme' der Regierungsvorlage zu emp­
fehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt d,er Aus­
'schuß für soziale Verwaltung somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem von der Bun­
desregierung vorgelegten Gesetzentwurf (628 der 
BeilaJgen) die V'erfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, 1977 10 25 
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